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Augsburg, den 9. Juli 2014 
 
 
 

Augsburger Erklärung  
gegen aktive Lebensverkürzung 

 

 

(1) Wir, die Unterzeichnenden, erklären, dass wir jegliche Form der aktiven Le-
bensverkürzung in unserer Funktion als palliativ wie hospizlich Handelnde strikt ab-
lehnen. Dabei verstehen wir unter „aktiver Lebensverkürzung“ sowohl die bewusste 
Lebensverkürzung in Form der aktiven Sterbehilfe als auch die gewerbsmäßige, 
geschäftsmäßige und/oder organisierte Beihilfe zur Selbsttötung.  

 
 
(2) Wir sind fest davon überzeugt, dass der Wunsch eines Menschen nach aktiver 

Lebensverkürzung im Zusammenhang mit einer schweren Erkrankung in den aller-
meisten Fällen aus großem körperlichen und seelischen Leid, den damit verbunde-
nen Ängsten und eventuell aus einer ungewollten Bedürftigkeit und Abhängigkeit 
von Dritten entsteht. 
Daraus folgt, dass der Wunsch nach aktiver Lebensverkürzung in aller Regel er-
lischt, wenn körperliche und seelische Leiden gelindert werden und unter Wahrung 
der Würde das Selbstbestimmungsrecht von Menschen geachtet wird. 
Ebenso erlischt dieser Wunsch regelhaft, wenn kranken Menschen ihre Ängste ge-
nommen werden: dass sie anderen zur Last fallen könnten, dass sie wertlos sein 
könnten oder dass sie hilflos und fremdbestimmt sein werden. 
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(3) Wir lehnen als Bürgerinnen und Bürger eine Gesellschaft mit aktiver Lebens-
verkürzung ab. Wir treten gemeinsam dafür ein, die Rahmenbedingungen mensch-
lichen Lebens bei schwerem Leid und begrenzter Lebenszeit zu verbessern und da-
für Sorge zu tragen, dass unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger trotz ihrer schweren 
fortschreitenden Erkrankung bis zuletzt an einem menschenwürdigen Leben teilha-
ben dürfen.  

 
Wir treten den Bestrebungen nach einer Legalisierung aktiver Lebensverkürzung 
auch deswegen entgegen, weil damit ein zunehmender Druck auf die Betroffenen 
entsteht: Diese fühlen sich möglicherweise dazu verpflichtet, sich eher töten zu las-
sen oder selbst zu töten als anderen zur Last zu fallen oder Kosten zu verursachen. 

 
(4) Wir lehnen die aktive Lebensverkürzung als hospizlich Handelnde ab. Stattdes-

sen wollen wir die seit über 30 Jahren geübte hospizliche Sorgekultur für Kranke 
und Schwache weiter ausbauen und uns auch weiterhin in unserer Gesellschaft da-
für einsetzen, dass ein Mensch allein um seiner selbst willen wertvoll ist - auch 
wenn er krank und bedürftig ist. 

 
(5) Wir lehnen die aktive Lebensverkürzung als palliativmedizinisch und palliativpfle-

gerisch Tätige ab.  
 

Stattdessen 
1. lindern wir Leid, konsequent mit allen uns zur Verfügung stehen-
den medizinischen, pflegerischen, psychosozialen und seelsorgerischen 
Möglichkeiten und Mitteln. 
2. arbeiten wir daran, dass Palliativmedizin und -pflege in ihren allgemeinen 
wie spezialisierten Formen weiter ausgebaut werden. 
3. setzen wir uns dafür ein, dass auch die finanziellen und gesetzlichen 
Rahmenbedingungen des deutschen Gesundheitssystems es uns dauerhaft 
ermöglichen, die oft große Not am Lebensende qualifiziert und umfassend lin-
dern zu können. 

 
(6) Wir lehnen die aktive Lebensverkürzung von Kindern ab, denn das wäre für uns 

der Verlust gesellschaftlicher Grundwerte. Schwerkranke und sterbende Kinder und 
Jugendliche und ihre Familien drohen aus unserer Gesellschaft ausgegrenzt zu 
werden; sie bedürfen hingegen einer besonders personalintensiven und komplexen 
Betreuung.  

 
(7) Dabei sind wir uns bewusst, dass in Ausnahmefällen menschliches Leid trotz 

aller hospizlichen, palliativmedizinischen und palliativpflegerischen Anstrengungen 
unerträglich bleiben kann und deswegen der Wunsch nach einer raschen Erlösung 
von diesem Leid bestehen bleibt. Doch auch in diesen Einzelfällen bedarf es einer 
maximal lindernden Hilfe, die auch dieses Leid begrenzt oder zumindest die Wahr-
nehmung des Leids reduziert. In solchen Ausnahmefällen stellt eine konsequente 
palliative Sedierung – auch unter gleichzeitiger Beendigung nicht mehr gewollter, 
sterbensverlängernder Therapien – eine zulässige Handlungsform dar.  
Doch selbst diese Ausnahmen rechtfertigen für uns keine gesetzliche Erlaubnis der 
gewerbsmäßigen, geschäftsmäßigen und organisierten Beihilfe zur Selbsttötung. 
Ebenso rechtfertigen diese Ausnahmen keine Legalisierung aktiver Sterbehilfe. 


